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Amtliches Merkündigungsblatt
für den

Grotzh . Bad. Amts - und Amtsgerichtsbezirk Durlach.
Bezugspreis bei Sonderbezug vierteljährlich 1 ohne Bestellgeld. — Preis der zweigespaltenen Zeile SS

Druck und Verlag von Adolf DupS in Durlach . — Fernsprecher Nr . 204 .

^ 12 Samstag , de« 2. März IS 18 .

Vktnitimchmi.
Die Geschäftsräume der

Mslhei RSHrmittkl-. 8eMsr - mS Lbstversormr
(BerwaltungSabteilungen )

befinden sich nunmehr Karlsruhe . ArledrichSplatz ll ,
Fernsprecher Nr . S1SS ._

Bekauntmachuvg.
Aufbringung vo« Schlachtvieh betreffend .

Landwirt Jakob Heinrich Kärcher in Weingarten wird
an Stelle des bisherigen Aufkäufer- , Metzger Heinrich Gaß,
zum Aufkäufer von Kleinvieh (Schlachtvieh) für die Ge¬
meinde Weingarten bestellt .

Metzger Aron KilSheimer in KSnigSbach wird an Stelle
deS bisherigen Aufkäufers, Bürgermeister Kröner in Wilfer¬
dingen, zum Aufkäufer von Groß- und Kleinvieh (Schlacht¬
vieh) für die Gemeinde Wilferdingen bestellt.

Durlach , den L8. Januar 1918.
Kommunalverband Durlach-Land ._

Durlach. Handelsregister . Die Firma Carl
Metzler in Grvtzingen ist geändert in Metzler Wollfarth .
Amtsgericht.

Durlach. Handelsregister . Eingetragen: Eckardt
ch Hege , Durlach , offene Handelsgesellschaft . Die Ge¬
sellschaft hat am 15. Januar 1918 begonnen. Gesellschafter :
Heinrich Eckardt , GutSpächter in Durlach , Johannes Hege,
Landwirt , Hohenwettersbach. Die Gesellschaft hat den
Zweck, neben der Erzeugung und dem Verkauf von Saatgut
»uS selbst angebautem Getreide, den Ankauf auf fremden
Gütern angebautem Getreide, die Verarbeitung desselben zu
Saatgut und den Wiederverkauf des letzteren zu bewirken.
Amtsgericht._ _

Durlach. Handelsregister . Zu Gnftav Genschmv
ch Co ., Aktiengesellschaft in Berlin , Zweigniederlassung
in Durlach , eingetragen : Dem Karl Genschow in Berlin-
Lichterfelde ist Prokura zusammen mit einem andern Pro -
kuristen erteilt . Amtsgericht._

Bekanntmachung
Nr. Sst. 1550/1. 18. A.R .A .,

betreffend Beschlagnahm« und Bestandserhebuug von
Holzspänen aller Art .

Vom 16. Februar 1918.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen deS
Königlich Preußischen Kriegsministerimns hiermit zur
allgemeinen Kenntnis gebrchht mit dem Bemerken , daß
jede Zuwiderhandlung gegen die Beschlagnahmevorschrif-
1«n nach 8 6' der Bekanntmachung über die Sicherstellung
von Kriegsbedarf in der Fassung vom 26 . April 1817
(Reichsgesetzbl. S . 376) und jede Zuwiderhandlung gegen
die Meldepflicht und die Pflicht zur Führung eines La-
gerbuchs nach 8 5' der Bekanntmachung über Auskunfts¬
pflicht vom 12. Juli 1917 (Reichsgefttzbl . S . 601) bestraft
wird . Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes ge¬
mäß der Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverläs¬
siger Personen vom Handel vom 23. September 1915
(Reichsgefetzbl. S . 603) untersagt werden .

' Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geld¬
strafe bis zu zehntausend Mark wird, sofern nicht nach allge¬
meinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind , bestraft :

1. :
2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand bei¬

seiteschasst, beschädigt oder zerstört , verwendet , verkauft
oder kaust oder ein anderes Veräußerung», oder Ei .
werbSgeschäst über ihn abschließt :

3 . wer der Verpflichtung, die beschlagnahmten Gegen¬
stände zu verwahren und pfleglich zu behandeln zu¬
widerbandelt :

4. wer den . erlassenen AuSführungsbestimmun -
gen zuwiderhandelt .

' Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieser
Bekanntmachung verpflichtet ist, nicht in der « setzten Frist
erteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben
macht , oder wer vorsätzlich die Einsicht in die Geschäftsbriefe
oder Geschäftsbücher oder di« Besichtigung oder Untersuchung
der BetriebSeinrichtunaen oder Räume verweigert, oder wer
vorsätzlich dir vorgeschriebenen Lagrrbücher rinzurichten oder

I 1. Bo » her Bekanntmachung betroffene Gegenständ «.
Bon dieser Bekanntmachung werden betroffen :
Bei der Bearbeitung von Holz anfallende Sägespän «

fEägemchJ , Hobelspäne und andere Holzfpänc aller Art
(Holzwolleabfall , Drehspäne , Maschinenspäne usw .) .

Nicht betroffen find Holzmehl , Holzwolle , Hauspäne
und Essigholzspäne.

Ausgenommen von den Bestimmungen dieser Be¬
kanntmachung sind Bestände bis 1000 kg und Mengen , dt«
ftn monatlichen Gesamtanfalle nicht mehr als 1000 kz
betragen .

8 2. Beschlagnahme.
Dir von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬

ständ« werden hiermit beschlagnahmt.
8 3 . Wirkung der Beschlagnahme.

Die Beschlagnahme hat die Wirkung , daß die Bov -
nahm« von Veränderungen an den von ihr berührten
Gegenständen verboten ist und rechtsaeschäftliche Verfü¬
gungen über sie nichtig sind , soweit nicht eine Ausnahme
auf Grund der folgenden Anordnungen erlaubt wird .
Den rechtsgeschäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen
gleich , dir im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arreft -
vollziehung erfolgen .

8 4. Berwemdnngs -Erlanbnis .
Trotz der Beschlagnahme ist die Verwendung der be¬

schlagnahmten Gegenstände zur Verteuerung in Sem Be¬
triebe gestattet , in dem sie ansallen .

8 5. Veräußerungs -Erlaubnis .
Trotz der Beschlagnahme ist die Veräußerung und

Lieferung der beschlagnahmten Gegenstände gestattet :
1 . an Sie Beschaffungsstelle für Holzspäne und Streu -

mittel bei der Königliche« Intendantur der mili¬
tärischen Institute , Berlin V 38. Biktoria -Lnise-
Platz 8, gemäß den Lieferungsbedingungen dieser
Beschaffungsstelle .

2. mit besonderer Einwilligung der vorbezeichnet« »
Beschaffungsstelle.

Die Veräußerung und Lieferung der beschlagnahm¬
ten Gegenstände ist jedoch in jedem Falle nur zulässig , so¬
fern kein höherer Preis gezahlt wird , als der in der Be¬
kanntmachung , betreffend Höchstpreise von Holzivänen
aller Art vom 16. Februar 1918 ( 6st . 1600/1. 18. K.R .A.) ,
festgesetzte -Höchstpreis.

8 6. Meldepflicht und Meldestelle .
Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬

stände unterliegen einer Meldepflicht . Die Meldungen
haben monatlich auf amtlichen Meldescheinen (8 9) zu
erfolgen und sind an die Beschaffungsstelle für Holz¬
späne und Strenmittel b«i der Königliche« Intendantur
der militärische « Institute , Berlin IV 38, Viktoria -Luise-

Platz 8, mit der Aufschrift „Beschlagnahme von Holz-

ftärren " postfrei zu erstatten .
8 7. Meldepflichtige Personen .

Zur Meldung sind verpflichtet :
1. Personen , die beschlagnahmte Gegenstände - er in

8 1 bezeichneten Art im Gewahrsam haben ,
2. landwirtschaftliche und gewerbliche Unternehmer »
3. öffentlich-rechtliche Körperschaften und Verbände

(z. B . auch staatliche Betriebe ) .
8 8. Stichtag und Meldefrist .

Für die Meldepflicht ist bei der ersten Meldung der
am Beginn des 16. Februar 1918 (Stichtag ) , bei de»

gn führen unterläßt , wird mit Gefängnis bis zu sechs Mona¬
ten und mit Geldstrafe bis zu 10 000 Mark oder mit einer
dieser Strafen bestraft ; auch können Vorräte , die verschwiegen
worden sind, im Urteil« als dem Staate verfallen erklärt
werden, ohne Unterschied , ob sie dem Auskunstsvilübtigen ge¬
hören oder nickt.

Wer fahrlässig die Auskunft, zu der er auf Grund dieser
Bekanntmachung verpflichtet ist. nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht,
oder wer fahrlässig di« voraeschriebenen Lagerbücher einzu -
»ichten oder zu führen unterläßt , wird mil Geldstrafe biS zu
3000 Mark bestraft .
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späteren Meldungen der am Beginn des ersten TageS
eines jeden Monats (Stichtag) tatsächlich vorhandeneBe-
stand maßgebend . Die erste Meldung ist bis zum 35.
Februar 1618, die folgenden Meldungen sind Äs zum
10. Tage eines jeden Monats zu erstatten.

8 6. Meldescheine .
Die vorgeschriebenen amtlichen Meldescheine sind bet

der Vordruckverwaltung der Kriegs-Rohstoff-Abteilungdes Königlich Preußischen Kriegsmtnisteriums , Berlin8V 48, Verlängerte Hedemannstr, 10, unter Angabe der
Vordrucknummer Lst . 2016 k , postfrei anzusordern. Die
Anforderung soll auf Postkarte erfolgen und ist mit deut¬
licher Unterschrift und genauer Adresse zu versehen . Der
Meldeschein darf zu anderen Mitteilungen als zu der
Beantwortung der gestellten Fragen nicht verwendet
werden. Von den erstatteten Meldungen ist eine zweite
Ausfertigung (Abschrift' Durchschrift , Kopie) von dem
Meldenden bei seinen Geschäftspapieren zurückzubehal¬ten.

Für Lagerstellcn an verschiedenen Orten sind be¬
sondere Meldescheine auszufüllcn .

8 10. Lagerbuchführung und Anskuuftserteilnng .
Jeder Meldepslichtige hat ein Lagerbuch zu führen,aus dem der Bestand an meldepflichtigen Gegenständenund ihre Verwendung ersichtlich sein mutz. Sofern der

Meldepflichtige bereits ein derartiges Lagerbuch führt,braucht er ein besonderes nicht einzurichten .Bei zu meldenden Gegenständen, die im eigenen Be¬
triebe des Meldepflichtigen verfeuert werden, genügt die
schätzungsweise Angabe der monatlich verfeuerten Ge¬
samtmenge als Anfall und Abgang im Lagerbuch.

Beauftragten "der Polizei - oder Militärbehörden ist
auf Ansordern zu gestatten , die Geschäftsbriefe und Ge¬
schäftsbücher einzusehen , sowie Betriebseinrichtungenund Räume zu besichtigen und zu untersuchen , in denen
zu meldende Gegenstände erzeugt, gelagert oder scilge-
halten werden oder zu vermuten sind .

8 11 . Anfrage« und Anträge-
Anfragen und Anträge, welche diese Bekanntmachung

betreffen, sind an die Beschaffungsstelle für Holzspäneund Streumittel bei der Königlichen Intendantur der
militärische « Institute , Berlin iV Mt, Viktoria-Luise-
Platz 8, zu richten . Sie haben auf dem Briefumschlag
sowie am Kopf des Briefes den Vermerk zu tragen : „Be¬
trifft Beschlagnahme von Holzspänen.

"
8 12 . Inkrafttreten .

Diese Bekanntmachung tritt mit dem 16. Februar 1618
in Kraft. Gleichzeitig wird die Bekanntmachung 8st.
600/6 . 17. K . R . A . II. Ang . , betreffend Bestandserhebung
von Holzspgnen aller Art , vom 29. September 1817 auf¬
gehoben .

Karlsruhe , den 16. Februar 1818.
Der Stellvertretende Kommandierende General :

Jsbert , Generalleutnant .

Bekanntmachung
' - Nr . Lst . 1600,1 18. K .R .A .,

betreffend Höchstpreise von Holzsparren aller Art.
Vom 16. Februar 1618.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Grund des
Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1851in Verbindung mit dem Gesetz vom 11 . Dezember 1615
(Reichsgcietzbl. S . 813) — in Bayern auf Grund der
Allerhöchsten Verordnung vom 31 . Juli 1814 —, des Ge¬
setzes , betreffend Höchstpreise , vom 4. August 1614 (Neichs-
gesetzbl . S . 336) in der Fassung vom 17. Dezember 1814
(Reichsgesetzbl. S . 516) , der -.Bekanntmachungen über die
Aenderungcn dieses Gesetzes vom 21 . Januar 1815 (Reichs¬
gesetzbl . S . 25) , vom 25. September 1615 (Reichsaesetzbl.S . 603) , vom 28. März 1616 (Reichsgesetzbl. S . 188) und
vom 22. März 1617 (Reichsgesetzbl. S . 253) mit dem Be¬
merken zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daß Zuwider¬
handlungen nach den in der Anmerkung*) «̂ gedruckten
Bestimmungen beitrast werden .

,
*> Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld¬

strafe bis zu zehntausend Mark oder einer dieser Strafenwird beitrast :
1 . wer die festgesetzten Höchstpreise überschreitet :
2. wer einen anderen zum Abschluß eines Vertrages auf¬fordert , durch den die Höchstpreise überschritten werden,oder sich zu einem solchen Vertrage erbietet :
3. wer einen Gegenstand , der von einer Aufforderung (88 2,3 des Gesetzes, betreffend Höchstpreise) betroffen ist,beiseiteichafft, beschädigt oder zerstört:

Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß
der Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässiger
Personen vom Handel vom 23. September 1615 (Reichs¬
gesetzbl . S . 603) untersagt werden .
§ 1 . Von hetz Bekanntmachung betroffene Gegenstände .

Bon dieser Bekanntmachung werden betroffen :
Bei der Bearbeitung von Holz anfallende Säaespän«

Sägemehl) , Hobelspäne und andere Holzspäne aller Art
Holzwolleabfall , Drehspäne , Maschinenspäne ufiv .) .

Nicht betroffen werden : Holzmehl . Holzwolle , Hau¬
späne und Essigholzspäne.

8 2. Höchstpreise.
Der Verkaufspreis für die im 8 1 bezeichnten trocken

gelagerten Gegenstände darf nicht mehr betragen als 2 .50
für 100 kg in der Beschaffenheit, wie sie im Betriebe an¬
fallen , frei verladen in den Eisenbahnwagen oder in das
Schiff der Verladestation ,

8 3. Ausnahme«.
Anträge auf Bewilligung von Ausnahmen sind zn

richten an die Beschaffungsstelle für Holzspäne und Streu -
mittel bei der Könmlickikv Fickend-wOn- der militärische«
Institute , Berlin ^ 30, Biktoria-Luise-Platz 8.

8 4,
' Inkrafttreten .

Diese Bekanntmachung tritt mit dem 16. Februar 1618
kn Kraft.

Karlsruhe , den 16. Februar 1918.
Der Stellvertretende Kommandierende General :

Jsbert . Generalleutnant .

4. wer der Aufforderung der zuständigen Behörde zum
Verkauf von Gegenständen , für die Höchstpreise fest¬
gesetzt sind, nicht nachkommt :

6. wer Vorräte an Gegenständen , für die Höchstpreise fest-
esetzt sind , den zuständigen Beamten gegenüber ver-
eimlicht :

6. wer den nach 8 5 des Gesetzes, betreffend Höchstpreise.
erlassenen Ausführungsbestimmungen zuwiderhandelt .

Bei vorsätzlichen Zuwiderhandlungen gegen Nummer I oder
2 ist die Geldstrafe mindestens auf das Doppelte des Betrages
zu bemessen, um den der Höchstpreis überschritten worden ist
oder in den Fällen der Nummer 2 überschritten werden sollte :
übersteigt der Mindestbetrag zebntausend Mark , so ist auf ikn
zu erkennen . Im Falle mildernder Umstände kann d ' e Geld¬
strafe bis auf die Hälfte des Mindestbetraaes ermäßigt werden .

Bei Zuwiderhandlungen gegen Nummer 1 und 2 kann
neben der Strafe angeordnet werden , daß die Verurteilung
auf Kosten des Schuldigen öffentlich bekanntzumachen ist :
auch kann neben der Gefängnisstrafe auf Verlust der bürger¬
lichen Ehrenrechte erkannt werden .

Neben der Strafe kann auf Einziebung der Gegenstände ,auf die sich die strafbare Handlung bezieht , erkannt werden ,
ohne Unterschied , ob sie dem ' Täter gehören oder nicht.

Wilferdingen.

Zwangs - Versteigernng .
V 2 . Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen

die in Gemarkung Wilferdingen beiegenen , im Grund¬
buche von Wilferdingen zur Zeit der Eintragung
des Versteigerungsvermerkes auf den Namen des
Christian Müller , Steinhausr in Wilferdingen ,
eingetragenen , nachstehend beschriebenen Grund¬
stücke am

Samstag , den 27 . April 1S18,
vormittags /»12 Uhr ,

durch das Unterzeichnete Notariat im Rathause zu
Wilferdingen versteigert werden .

Der Versteigerungsvermerk ist am 8 Dezember
1917 in das Grundbuch eingetragen worden .

Die Einsicht
' der Mitteilungen des Grundbuch¬

amts , sowie der übrigen die Grundstücke betreffenden
Nachweisungen , insbesondere der Schätzungsurkunde
ist jedermann gestattet .

Es ergeht die Aufforderung , Rechte , soweit sie
zur Zeit der Eintragung des Versteigerungsver¬
merkes aus dem Grundbuch nicht ersichtlich waren ,
spätestens im Versteigerungstermine vor der Auf¬
forderung zur Abgabe von Geboten anzumelden
und , wenn der Gläubiger widerspricht , glaubhaft



zu machen , widrigenfalls sie bei der Feststellung des
geringsten Gebotes nicht berücksichtigt . und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Ansprüche
des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt
werden .

Diejenigen , welche ein der Versteigerung ent¬
gegenstehendes Recht haben , werden ausgefordert ,vor der Erteilung des Zuschlags die Aufhebung
oder einstweilige Einstellung des Verfahrens her -
beizuführen , widrigenfalls für das Recht der Ver¬
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten
Gegenstandes tritt .

Lgb . Nr . 2914 : 14 a 72 gm Ackerland , Gewann
Rügst , Schätzung 500 Mk

Lgb . Nr . 2351 : 9 s 18 gm Ackerland , Gewqnn
Kai , Schätzung 300 Mk.

Lgb . Nc . 2734 : 13 a 13 gm Ackerland. Ge-
wann Kurzen Klamm , Schätzung 500 Mk.

Durlach , den 18 . Februar 1918 .
Gtrosth. Notariat > II alö BoMtreckuuasaericht .

DnrlaA . Handelsregiktereintrag . Zu Raphael
Fröhlich » Durlach , wurde eingetragen : Firma erloschen .
Amtegericht

(Nr 6213 .) Bekanntmachung über die Gewäh¬
rung von Zulagen zu Verletztenrenten ans der

Unfallversicherung .
Vom 17. Januar 1918.

Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Gesetzesüber die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft¬
lichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Ge-
fetzblatt S . 327) folgende Verordnung erlassen :

8 1 .
Verletzten , die auf Grund der reichsgesetzlichen Un¬

fallversicherung eine Rente von zwei Dritteln oder mehrder Vollrente beziehen , wird für die Zeit bis zum 31 . De¬
zember 1918 auf Antrag eine monatliche , im voraus zahl¬bare Zulage von acht Mark zu ihrer Rente gewährt , so¬
fern die Verletzten sich im Inland aufhalten , und nicht
Tatsachen die Annahme rechtfertigen , daß die Zulage
nicht benötigt wird .

8S.
Der Antrag ist an den Versicherungsträger oder an

«in Versicherungsamt zu richten . Das Versicherungsamt
gibt den Antrag unverzüglich an den Versicherungsträ¬
ger ab und teilt ihm den Tag des Eingangs mit .

8 3.
Der Versicherungsträger entscheidet schriftlich . Bei

völliger oder teilweiser Ablehnung des Antrags sind die
Gründe mitzuteilen .

Gegen die Entscheidung des Versicherungsträgers istbinnen einem Monat nach Zustellung Einspruch an das
Oberversicherungsamt (Spruchkammer ) zulässig . Ueber
den Einspruch entscheidet dasjenige Oberversicherungs¬amt , das zu entscheiden hätte , wenn es sich um eine Be¬
rufung gegen einen Endbescheid des Versicherungsträgers
handeln würde .

Das Oberversicherungsamt entscheidet endgültig .
Für Spruchsachen aus dieser Verordnung ist ein

Pauschbetrag an das Oberversicherungsamt nicht zu ent¬
richten .

8 4.
Ist ein Antrag endgültig abgelehnt worden , weil

die Voraussetzungen des 8 1 nicht Vorlagen , so kann der
Antrag nur wiederholt werden , wenn glaubhaft beschei¬
nigt wird , daß inzwischen Umstände eingetreten sind,welche die Gewährung der Zulage rechtfertigen .

8 5.
Die Zulage wird nur für volle Kalendermonate und

nicht länger als drei Monate rückwärts , gerechnet vom
Beginne des Monats , in welchem der Antrag eingegan¬
gen ist, gewährt . Die Zulage fällt weg , wenn die Rente
ruht , oder wenn der Verletzte sich gewöhnlich im Aus¬
land aufhält , oder wenn er nicht mehr eine Rente in dertm 8 1 angegebenen Höhe bezieht .

8 6.
Die Zulage wird dem Berechtigten auf Anweisungdes Versicherungsträgers vorschußweise durch die für die

Rentenzahlung zuständige Postanstalt gegen Quittung
ausgezahlt . Die Zahlstelle wirb dem Berechtigten vondem Äersicherungsträger mitgeteilt .

8 7.
Jede Person , die berechtigt ist , ein öffentliches Siegel

zu führen , ist befugt , die bei den Zahlungen erforder¬lichen Bescheinigungen zu beglaubigen .
8 8.

Die obersten Postbehörden weisen binnen acht Wochennach dem 31 . Dezember 1918 den Bersicherungsträgerndie für sie geleisteten Zahlungen an Zulagen nach und
bezeichnen die Postkaffen, an die sie zu erstatten sind.Die nach dem 31. Dezember 1919 von der Post ge¬leisteten Zahlungen sind bei Sen Nachweisungen nach8 777 Abs. 1 - er Reichsverficherungsordnung zu berück¬
sichtigen .

8 9.
Der Versicherungsträger hat den zu erstattenden Be¬

trag binnen drei Monaten nach Empfang des Fvrde -
rungsnachweises an die bezeichnete Pvstkasse abzuführen .

Auf Antrag des Genossenschaftsvorstanöes kann der
Bundesrat nach Anhörung des Reichsversicherungsamts
(Landesversichcrungsamts ) die Frist für die Erstattung
Um höchstens zehn Jahre verlängern . Die 88 78l , 782
und die entsprechenden Vorschriften der 88 1028, 1183 der
Reichsversicherungsorönung gelten auch hier .

8 10 .
Die Genossenschaften haben die Mittel für die Er¬

stattung der Zulagen in gleicher Weise wie die Mittel
für ihre übrigen Leistungen aufzubringen .

8 11-
Das Reichsversicherungsamt trifft die erforderlichen

Bestimmungen zur Durchführung dieser Verordnung
und über das Verfahren .

8 12 .
Diese Verordnung tritt mit dem 1 . Februar 1918 in

Kraft .
Berlin , den 17. Januar 1918.

Der Reichskanzler .
I . B . : Freiherr v . Stein .

Ausführungsbestimmungen
zur Bekanntmachung vom 17. Januar 1918 (Reichs-Gesetz¬
blatt Seite 31 ) über die Gewährung von Zulagen zu Ver¬

letztenrenten aus der Unfallversicherung .
Vom 24 . Januar 1918 (Reichsanzeiger Nr . 21 Seite 2.)

8 1.
Für Ermittlungen , die der Versicherungsträger bei

Durchführung der Bekanntmachung und dieser Bestim¬
mungen für erforderlich hält , gelten die 88 1ö7 ' bis 1579,
für Rechtshilfe 8 113 Abs . 1, §8 116, 117 der Rüchsversiche -
rnngsordnung entsprechend .

8 2.
Ist der Antrag auf Gewährung der Zulage (8 2 der

Bekanntmachung ) an das Verficherungsamt gerichtet , in
dessen Bezirke der Verletzte zur Zeit des Antrags wohnt
oder beschäftigt ist , so hat sich dieses bei Abgabe des An¬
trags an den Versicherungsträger gutachtlich darüber zu
äußern , ob Tatsachen die Annahme rechtfertigen , daß die
Zulage nicht benötigt wird .

8 3.
Die Zulage wird für die Zeit bis zum 31 . Dezem¬

ber 1918 gewährt und angewiesen . Eine Beschränkung
auf einen früher endigenden Zeitraum ist nur dann zu¬
lässig , wenn die Voraussetzungen des 8 1 der Bekannt¬
machung zur Zeit der Gewährung der Zulage nicht mehr
vvrliegen oder die Rente zu diesem Zeitpunkte ruht (8 b
Satz 2 der Bekanntmachung ) .

8 4 .
Ueber den Antrag auf Gewährung der Zulage ent¬

scheidet der Versicherungsträger schriftlich . In gleicher
Weise entscheidet er , wenn die Zulage fortfallen soll , weil' die Rente ruht oder der Verletzte sich gewöhnlich im Aus¬
land aufhält oder nicht mehr eine Rente in der in 8 1
der Bekanntmachung angegebenen Höhe bezieht . In die¬
sem Fall und bei völliger oder teilweiser Ablehnung des
Antrags sind die Gründe mitzuteilen .

8 5.
Ist eine Genossenschaft Versicherungsträger , so erfolgt

die Entscheidung durch den Vorsitzenden des Genoffen -
schaftsvorstands oder den Vorsitzenden des Sektionsvor¬
stands , je nachdem die Hauptentschädigungsakten bei dem
oder dem anderen Vorstand « geführt werden .
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8 6.
Gegen die Entscheidung des VersichcrungsirägcrS ist

binnen einem Monat nach Zustellung Einspruch bei dem
iw 8 8 Abs . 2 der Bekanntmachung bezcichncten Oberver¬
sicherungsamt (Spruchkammer ) zulässig.

Das Obervcrsicherungsamtentscheidet endgültig .
8 7.

Die Entscheidung muß den Vermerk enthalten , das;
sie endgültig wird , wenn der Verlebte nicht binnen einem
Monat nach ihrer Zustellung den Einspruch bei dem Ober¬
versicherungsamt einlegt. Das für den Einspruch zustän¬
dige Oberversicherungsamt ist zu bezeichnen .

8 8
Die Entscheidung ist dem Verletzten zuzustellen . Die

A 185, 136 der Rcichsversicherungsordnung gelten ent¬
sprechend .

8 s .
8 1302, 8 1303 Abs. 1 der NeiHsversicherungSvrbnung

gelten entsprechend.
8 ia .

Für die Einlegung des Einspruchs gelten 8 124 Abs. 1 ,
8 126, 8 , 27, 8 128 Abs. 2 und die 88 129 bis 134 der
Neichsvcrsicherungsordnung entsprechend.

8 n .
Für das Verfahren über den Einspruch gelten die

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung über das
Spruchverfahren vor dem Versicherungsamt entsprechend,
soweit nicht die 88 >684 bis 1686 und 1690 bis 1682 der
Neichsversicherungsordnung etwas anderes vorschreiben.

8 12 .
Die Zahlungsanweisung erfolgt getrennt von der

Rente durch den Vorsitzenden des Organs , das für die
- Anweisung der Rente zuständig ist. nach anliegendem

Muster 0 9 *.
8 l3.

lieber die Zulageanwcüungen ist eine Liste zu führen,
aus der die bis zum Jahresschlüsse zu erwartende Soll -
zahlung zu ersehen ist.

8 l4.
Die Zulagen an Empfänger in Lan ^ esteMezirken

« erden ohne Bestellgebühr durch Briefträger ausgezahlt,
wenn der Empfänger seine Unfallrenie auf diesem Wege
ausgezahlt erhält.

Der Empfänger ist hierauf bei der Zustellung der
Nachricht über die Gewährung der Zulage hinzuweisen .

8 16 .
Die Quittungen der Empfänger sind nach anliegen¬

dem Muster 0 11 * auszuscrtigen. Zur Beglaubigung
der Unterschrift genügt die Bedrückung des Dienstsiegels
einer zur Führung eines solchen berechtigten Person.
Für jeden Monat ist, auch wenn die Zahlung für zurück¬
liegende Monate auf einmal erfolgt, eine besondere Quit¬
tung auszufertigen.

Die Vordrucke sind dem Empfänger vom Vcrsiche -
rungsträger ausgesüllt mit der Bezeichnung des Fällig¬
keitsmonats zu übersenden , und zwar tunlichst zugleich
mit der Nachricht über die Gewährung der Zulage. Dabei
sst er darauf hinzuweisen , baß für jeden Kalcndcrmonat
eine besondere Zulageguittung erforderlich ist , auch wenn
er mehrere Monatszahlungen gleichzeitig erhebt .

8 >6.
Fällt die Zulage weg , so hat der Versicherungsträger

unter Beachtung des 8 12 der Ausführungsbestimmungen
vom 2. November 1912 eine Wegfallanweisung nach an¬
liegendem Muster 0 10 * an die obere Postbehörde zu
senden.

8 17.
Die Vordrucke sind in der Größe eines ' /s-Akten-

hvgenS hoch oder breitgedruckt wie di« Muster herzustellen .

8 18.
Di« 88 2, 6, 8, 13 bis 19, 22 der Aussührungsbestim-

« ungcn über die Zahlung der Unfallentschädigung sind
sinngemäß anzuwenden.

Berlin , den 24 . Januar 1818.
Das Reichsversicherungsamt,

Abteilung für Unfallversicherung.

* Di« Muster gelangen hier nicht zum Abdruck .

Verordnung.
(Vom 14. Februar 1918.)

De« Verkehr mit Heu aus der Ernte I SI7betr .
Auf Grund der 88 8 und 9 brr Verordnung des

Reichskanzlers vom 12. Juli 1917 über den Verkehr mit
Heu aus der Ernte 1S17 (Reichs-Gesetzbl. S . 599) wirk
verfügt:

8 1. j
' Der § 3 Ziffer 1 der Verordnung über den Verkehr !
t mit Heu aus der Ernte 1917 vom 28. Juli 1917 (Gesetzes- i

und Verordnungsblatt S . 261) erhält folgende Fassung: l
Bei freihändigem Ankauf des an die Heeresverwal- r

tnng zu liefernden Heus durch den Liefernngsverbanö 1
oder die Gemeinde darf die Vergütung für die Tonne ^

nicht iibersteigen :
i

a) bei Heu von Kleearten (Luzerne, Esparsette, Not- x
klee, Gelbklee , Weißklee usw .) von mindestens ,
mittlerer Art und Güte . 180 Fl ^

k) bei Wiesen - nnd Feldheu (Gemisch von i'

Süßgräsern , Kleeartcn und Futterkräu - d
tern ) von mindestens mittlerer Art und x
Güte . 160 k

Für gepreßtes Heu erhöht sich der Preis um 7 Fi für 5

^ öie Tonne y
Für Ware von minderer Art und Güte ist ein ent¬

sprechend niedrigerer Preis zu zahlen .
8 2-

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün¬
dung kn Kraft.

Karlsruhe , den 14. Februar 1918.
Grotzh. Ministerium des Inner « .

v . Bobman . Kohlhepp.

Verordnung.
(Vom 7. Februar 1918 .)

Die Landlieferuuff an Heu für das Heer betr.
Auf Grund der U 4 und 9b des preußischen Gesetzes

über den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1861 und auf
Grund des Reichsgesetzes vcun 11 . Dezember 1915 (Reichs-
Gesetzblatt 1915 S . 813) bestimme ich im Interesse der
öffentlichen Sicherheit für die zum Grotzherzogtnm Ba¬
den und zu den Hohenzollernschen Landen (Regierungs¬
bezirk Sigmaringen ) gehörigen Gebietsteile meines Be¬
fehlsbereichs das Folgende:

8 l-
Rückstände der Lieferungsverbänbe oder der Gemein¬

den auf die auf Grund der Verordnung des Reichskan ^
lers vom 12 . Juli 1917 über den Verkehr mit Heu auS
der Ernte 1917 (Reichs -Gesetzbl. 1917 S . 599) ausgeschrie¬
benen Landlieserungen an Heu für das Heer werden
nach den Bestimmungen des Kricgsleistungsgesetzesdurch
militärische Kommandos bcigetrteben und zwangsweise
den militärischen Bedarfsstellen zugeführt.

Die Entscheidung darüber , in welchen Fällen eine
solche Zwangsmaßnahme zur Anwendung zu kommen
hat, trifft, von Fall zu Fall das stellvertretende General-
konrmando des XIV. Armeekorps.

8 L
Die Beitreibung nach 8 1 erstreckt sich nicht auf den

Eigenbedarf der Tierhalter bis zum Beginn der dies¬
jährigen Grünftttterung . Der zur Verfütterung im eige¬
nen Betrieb zugelasscne Tagcssatz wird jeweils bei An¬
ordnung der Beitreibung festgesetzt und dem Tierhalter
bekannt gegeben . Es ist verboten, über diesen Satz hin¬
aus tm eigene » Betrieb Heu zu verfüttern .

8 3.
Die Kosten des Bettreibungsverfahrens fallen dem

säumigen Lieferungsverband oder der säumigen Ge¬
meinde zur Last. Außerdem wird für die beigetriebenen
Mengen die dem Lieferungsvcrband oder der Gemeinde
für Vermittlung und sonstige Unkosten zustchende Ver¬
gütung einbehalten und es werden die zuständigen Heu¬
preise um je lO Mark für die Tonne herabgesetzt . Zu¬
ständig ist der amtlich festgesetzte Höchstpreis , welcher zu
dem Zeitpunkte gültig ivar, an welchem die Lieferung
Hütte erfolgen sollen.

8 4.
Die Beztrksverwaltungsbehörden und Bürgermei¬

sterämter sind verpflichtet , den militärischen Beitreibungs -
kommandvs jede gewünschte Auskunft zwecks Durchfüh¬
rung der erforderlichen Maßnahmen zu erteilen und
diese bei Erfüllung ihrer Aufgaben kn weitgehendstem
Maße zu unterstützen . Dies gilt insbesondere in bezug
aus die Bestandsaufnahme und die Abfuhr der verfüg¬
baren Vorräte . Alle Personen, welche nach den Bestim¬
mungen dieser Verordnung zur Ablieferung von Heu im
Beitreibungsverfahren aufgefordcrt werden, haben, so¬
fern sie dazu imstande sind, dieser Aufforderung unwei¬
gerlich Folge zu leisten und die Leistung auf den bestimm¬
ten Zeitpunkt zu erfüllen. Im Bedarfsfälle haben die
Gemeinden Hilfspcrsonen, Gespanne und Geräte zwecks
Verladung und Abfuhr der Vorräte zur Verfügung zu
stellen.

8 5.
Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zuwider¬

handelt, oder zur Zuwiderhandlung auffordert oder an»
reizt, wird, wenn die bestehenden Gesetze keine höhere
Strafe bestimmen , mit Gefängnis bis zu einem Jahr ,
bei Äorliegen mildernder Umstände mit Hast oder mit
Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.

8 0.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün»

- ung in Kraft.
Karlsruhe , den 7 . Februar 1918.
Der Stellvertretende Kommandierende General :

5ksbert . General der 5l>nsanterie.
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